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Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 31. 


Inhalt: Geſetz, betreffend vorläufige Wahlen zum Staatsrat in der Provinz Oberſchleſien und Abänderung 
des Artikel 88 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920, S. 353. — Ver- 
ordnung, betreffend den vorläufigen Auſchluß des bei Preußen verbliebenen öſtlich des polniſchen 
Korridors belegenen Gebiets Weſtpreußens an den Bezirk der Arztekammer für die Provinz Oſtpreußen, 
S. 354. — Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, 
der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungs verfahrens 
bei Enteignungen durch das Elekkrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft, in Halle a. S., S. 355. 
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(Nr. 12120.) Geſetz, betreffend vorläufige Wahlen zum Staatsrat in der Provinz Ober⸗ 
ſchleſen und Abänderung des Artikel 88 der Verfaſſung des Freiſtaats 
Preußen vom 30. November 1920. Vom 7, April 1921. 


De Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


f 8 

(1) Die Provinz Oberſchleſien iſt berechtigt, für die Zeit bis zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wahl ihrer Vertreter zum Staatsrate vorläufige Mitglieder zum Staatsrate 
zu entſenden. 

(2) Auf dieſe finden im übrigen die Beſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung 
über die Vertreter der Provinzen zum Staatsrat Anwendung. 

(3) Die Wahl erfolgt durch die Geſamtheit der in der Provinz Oberſchleſien 
gewählten Abgeordneten der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverfanmlung, 
welche nach § 38 Abſ. 3 des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. S. 559) als Mitglieder des Landtags gelten. 

( Auf die Durchführung der Wahl finden die Vorſchriften des Geſetzes über 
die Wahlen zum Staatsrate vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 90) 
entſprechende Anwendung. 92 i 


Das Amt der auf Grund dieſes Geſetzes gewählten vorläufigen Mitglieder 
zum Staatsrat endet mit der Wahl der ordentlichen Vertreter durch den neu zu 
wählenden Provinziallandtag (§ 1 Abſ. 1). 


§ 3. 
Artikel 88 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 
tritt außer Kraft. a 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12120 12122.) 55 
Ausgegeben zu Berlin den 25. April 1 
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8 4. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes er⸗ 
forderlichen Vorſchriften. N 
8 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 7. April 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Hgeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12121.) Verordnung, betreffend den vorläufigen Anſchluß des bei Preußen verbliebenen 
öſtlich des polniſchen Korridors belegenen Gebiets Weſtpreußens an den 
Bezirk der Arztekammer für die Provinz Oſtpreußen. Vom 21. März 1921. 


§ 1. n 

D bei Preußen verbliebene öſtlich des polniſchen Korridors belegene Gebiet 
Weſtpreußens, beſtehend aus dem Stadtkreis Elbing und den Landkreiſen Elbing, 
Marienburg, Marienwerder, Stuhm, Roſenberg (Weſtpreußen) ſowie dem Reſtteil 
des Kreiſes Danziger Niederung, wird dem Bezirke der Arztekammer für die 
Provinz Oſtpreußen als eigener Wahlbezirk mit der Wirkung angeſchloſſen, daß 
es ein Teil des Bezirkes dieſer Arztekammer wird. 

Der Anſchluß wird durch das Inkrafttreten eines Geſetzes über die pro⸗ 
vinzielle Zugehörigkeit des Anſchlußgebiets aufgehoben. 
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9. 2. 

In dem Anſchlußgebiet iſt alsbald eine Wahl zur Arztekammer vorzu⸗ 
nehmen. Auf die Wahl finden die Vorſchriften der §§ 4, 6 und 7 der Ver⸗ 
ordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, vom 
25. Mat 1887 (Gefebfamml. S. 169) und der ſie abändernden Verordnung vom 
23. Januar 1899 (Geſetzſamml. S. 17) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

J. Die vierzehntägige öffentliche Auslegung der Liſte der Wahlberechtigten 

hat in der Zeit zwiſchen dem 1. April und 15. Juni 1921 und die 
110 innerhalb 10 Wochen nach Ablauf der Auslegungsfriſt ſtattzu⸗ 
nden. 

2. An die Stelle des Vorſtandes der Arztekammer tritt im § 6 Abſ. 2 
und 3 und im § 7 Abſ. 2 und 4 der vorgenannten Verordnungen der 
Regierungspräſident in Marienwerder. Dieſer beſtimmt auch die Zahl 
der zu wählenden Mitglieder und Stellvertreter. 
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3. Die Beſchwerde über Entſcheidungen des Regierungspräſidenten in 
Marienwerder, welche Einwendungen gegen die Liſte der Wahlberech⸗ 
tigten betreffen, findet an den Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 
ſtatt. Letzterer entſcheidet endgültig. 

4. Das Ergebnis der Wahl iſt dem Oberpräſidenten der Provinz Oſt⸗ 
preußen anzuzeigen, der es für den ganzen Bezirk der Arztekammer 
bekanntmacht. 

Die Koſten der Wahl trägt die Ärztekammer für die Provinz Oſtpreußen. 
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Wird vor der Aufhebung des Anſchluſſes ($ 1 Ab. 2) die Arztekammer 
für die Provinz Oſtpreußen neu gewählt, ſo findet die Wahl im Anſchlußgebiete 
nach den allgemeinen für die Wahl zur Arztekammer geltenden Vorſchriften mit 
der Maßgabe ſtatt, daß im § 6 Abſ. 3 und im § 7 Abſ. 1 und 5 der Verord⸗ 
nung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, vom 
25. Mai 1887 (Geſetzſamml. S. 169) und der fie abändernden Verordnung vom 
23. Januar 1899 (Geſetzſamml. S. 17) an die Stelle des Oberpräſidenten der 
Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen tritt. 


94. 
Durch die Aufhebung des Anſchluſſes (§ 1 Abſ. 2) wird die im Anſchluß⸗ 
gebiete vorgenommene Wahl zur Arztekammer unwirkſam. Der Miniſter für 
Volkswohlfahrt kann jedoch beſtimmen, daß die Wahl bis zur nächſten Wahl der 
Arztekammer für die Provinz Oſtpreußen wirkſam bleibt, wenn das Anſchlußgebiet 
durch Geſetz ein Beſtandteil der Provinz Oſtpreußen wird. 


f 8 5. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1921 in Kraft. Sie iſt in der Gefeh- 
ſammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 21. März 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 12122.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Laudwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung 

des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Enteignungen durch das Elek⸗ 

trizitätswerk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. Vom 5. April1921. 


Dina den Erlaß vom heutigen Tage ift dem Elektrizitätswerke Suchjen Anhalt, 
Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., das Enteignungsrecht 

1. zum Bau einer Hochſpannungsleitung vom Umſpannwerk bei Alluitz⸗ 
Förderſtedt, Kreis Calbe, Regierungsbezirk Magdeburg, bis zur an⸗ 
haltiſchen Grenze an der Straße Neugattersleben-Ilberſtedt innerhalb 
des Kreiſes Calbe, 
zum Bau einer Hochſpannungsleitung vom Kraftwerke Groß Kayna bis 
zu einem in der Gegend von Amsdorf zu errichtenden Umfpanniverk 
einſchließlich des Grund und Bodens für dieſes Umſpannwerk ſelbſt 
innerhalb der Kreiſe Weißenfels Land, Merſeburg Land und des 
Mansfelder Seekreiſes 
verliehen worden. Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein ver- 
einfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Gefetzſamml. S. 159) 
in der Faſſung der Verordnung vom 15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) und 
des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß 
das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei 
den vorſtehend bezeichneten Enteignungen Anwendung findet. 

Berlin, den 5. April 1921. 


DD 


Der Minifter für Handel Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
v. Meyeren. Abicht. 
Der Miniſter Der Minifter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. Inm Auſtrage 
Im Auflrage Mulert. 
Krohne. 
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